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Schriftlidier Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschlag der Kommission der EWG für eine Richt- 
linie des Rats über die Aufhebung der Beschränkungen der 
Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs 
für selbständige Tätigkeiten der Kreditinstitute und anderer 
finanzieller Einrichtungen 
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A. Bericht des Abgeordneten Russe (Bochum) 


Der vorstehend genannte Vorschlag der Kommis- 
sion der EWG ist dem Deutschen Bundestag von der 
Bundesregierung gemäß Artikel 2 des Zustimmungs- 
gesetzes zum EWG-Vertrag zugeleitet worden. Der 
Ausschuß für Wirtschaft und Mitttelstandsfragen hat 
sich in seiner 3. Sitzung mit dem Vorschlag befaßt. 

Durch die vorgeschlagene Richtlinie sollen die vom 
Rat der EWG beschlossenen Programme zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit und des freien Dienstleistungsverkehrs weiter 
durchgeführt werden. Der Deutsche Bundestag hat 
sich schon mehrfach mit Richtlinien-Vorschlägen im 
Bereich des Niederlassungsrechts befaßt. Vom Rat 
der EWG sind bereits eine Reihe dieser Vorschläge 
verabschiedet und damit vor allem im Bereich der 
Industrie, des Handwerks und des Großhandels die 
Niederlassungsfreiheit und der freie Dienstleistungs- 
verkehr weitgehend verwirklicht worden. Diese 
Regelungen sollen nunmehr auf den Bereich der 
Kreditinstitute und anderer finanzieller Einrichtun- 


gen ausgedehnt werden. Dabei werden im wesent- 
lichen die bereits bekannten Formulierungen ver- 
wendet. 

Von dem Anwendungsbereich der Richtlinie aus- 
genommen sind einige Tätigkeiten, die in den be- 
treffenden Mitgliedstaaten mit der Ausübung öffent- 
licher Gewalt verbunden sind. Für Deutschland ist 
das die amtliche Festsetzung der Börsenkurse für 
Effekten durch die Kursmakler. 

Die Richtlinie soll die Ausländerdiskriminierungen 
beseitigen. Da im deutschen Recht Sondervorschrif- 
ten für Ausländer in diesem Bereich nur für Bau- 
sparkassen bestehen, während in anderen Mitglied- 
staaten noch besondere Genehmigungen für Aus- 
länder erforderlich sind, liegt die Regelung im Inter- 
esse der deutschen Wirtschaft. Die Richtlinie wirft 
keine Probleme für das in Deutschland geltende 
Recht auf. 

Der Ausschuß hat gegen die Vorlage keine Beden- 
ken und schlägt Kenntnisnahme vor. 


Bonn, den 12. Januar 1966 


Russe (Bochum) 

Berichterstatter 
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Ausschußantrag umseitig 
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B* Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

von dem Vorschlag der Kommission der EWG 
— Drucksache V/8 — Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 12. Januar 1966 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 

Dr. h. c. Menne (Frankfurt) Russe (Bochum) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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